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Hat das Warenhaus eine Zukunft? – Aber ja! 

 

Angesichts der aktuellen Lage des letzten verbliebenen bundesdeutschen Warenhauskonzerns 

Galeria Karstadt Kaufhof erscheint die Antwort auf die obige Frage je nach Position des/der 

Befragten gewagt bis unrealistisch. Dies kommt auch in zahlreichen Presseveröffentlichungen zum 

Ausdruck, die das Ende der Betriebsform ‚Warenhaus‘ prognostizieren. Dem möchte ich zustimmen – 

allerdings unter der Bedingung, dass weiterhin so gewirtschaftet wird wie bisher. Alle Eigentümer 

von Warenhauskonzernen wie z.B. Arcandor und zuletzt die Signa-Gruppe des österreichischen 

Investors Benko haben die Verwertung von Immobilien zur Grundlage ihres Geschäftsmodells 

gemacht. Dies geschieht in unterschiedlicher Art und Weise. Durch ein Outsourcing von betrieblichen 

Funktionen an Konzerntöchter, Subunternehmen und Solo-Selbstständige nehmen die 

Warenhausunternehmungen Mieten ein, die sie an Konzernobergesellschaften, z.B. früher die Metro 

AG, ausschütten konnten oder sie wurden über eine Konzernvorabschöpfung zur „Kasse gebeten“. 

Andere Modelle der Immobilienverwertung lagern die Einzelhandelsimmobilien in Konzerntöchter 

aus und berechnen ((üb-)erhöhte) Mieten. Im Extremfall generieren die Konzerne „rote Zahlen“ in 

den operativen Bereichen, die in der Vergangenheit entweder durch Kredite und/oder Konzessionen 

der Beschäftigten ausgeglichen werden. Der Betrieb von Warenhäusern ist dann eine Form der 

Immobilienwirtschaft. Dabei blieb die Frage der Einbeziehung der Beschäftigten von 

Tochtergesellschaften, Fremdfirmen und von Solo-Selbstständigen in tarifliche Regelungen, in die 

Aktivitäten und die Partizipation an der betrieblichen Interessenvertretung ungeregelt. Dies führte 

u.a. zu einer sich zunehmend verschlechternden Bezahlung der outgesourcten (vor allem von 

weiblichen) Arbeitenden. 

Parallel dazu haben sich die Warenhäuser grundlegend verändert. Wo Anfang der 1970er Jahre noch 

ca. 1000 (zumeist Vollzeit-) Beschäftigte arbeiteten, werden heute in der Regel weniger als 200 

Beschäftigte eingesetzt. Die meisten davon mittlerweile in Teilzeit. Damit wurde die 

Verkaufsberatung der Kund*innen ausgedünnt und damit eine Stärke der Betriebsform ‚Warenhaus‘ 

aufgegeben. Stattdessen werden „Erlebniskaufkonzepte“ propagiert, die sich bei näherem Hinsehen 

als Massenkonsum in Selbstbedienung entpuppen und immer wieder „Sonderaktionen“ wie sozial 

und ökologisch bedenkliche verkaufsoffene Sonntage erfordern, damit Interesse geweckt werden 

kann. Erforderliche Investitionen in die (energetische) Sanierung der Gebäude wurden mit der Folge 

eines „Investitionsstaus“ verschoben oder gar nicht getätigt.  

Warenhäuser haben Umsatzanteile an den Online-Handel verloren. Dies hat häufig zu Forderungen 

nach (noch) längeren Öffnungszeiten geführt. Notwendig wäre jedoch eine funktionierende 

Integration des Online-Handels in das Geschäftsmodell der Warenhäuser gewesen, die beide 

Vertriebswege miteinander kombiniert und wechselseitig befruchtet. Dies fehlt bis heute. 

Angesichts des Geschäftsmodells ‚Immobilienwirtschaft‘ ist es nicht überraschend, dass Umsätze und 

Gewinne sinken oder Verluste entstehen. Staatliche Kredite werden immer wieder aufgezehrt, ohne 

dass etwas besser wird. Dieses auf Immobilienverwertung ausgerichtete Geschäftsmodell entzieht 

der Warenhausunternehmung die Substanz und macht es irrelevant. Insofern wäre nach einer 
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weiteren Sanierung mit öffentlichen Geldern und/oder Konzessionen eine neue Insolvenz zu 

erwarten. Der Mönchengladbacher Handelsforscher Gerrit Heinemann hat dies anschaulich 

gegenüber der WAZ auf den Begriff der „Insolvenzkaskade als Geschäftsmodell“ gebracht. Mit 

diesem werden nicht nur öffentliche Gelder mobilisiert und Konzessionen von den (vor allem 

weiblichen) Arbeitenden eingefordert, sondern auch die Lieferanten und Gläubiger wiederkehrend 

„zur Kasse gebeten“. Ein strategisches Management von Warenhausunternehmungen, das auf die 

Chancen und Risiken der Veränderungen der Rahmenbedingungen sowie Stärken und Schwächen der 

Unternehmung reflektiert und weitere Gruppen vor Ort und in der Region einbindet, kann dennoch 

eine Kehrtwende in der Abwärtsentwicklung ermöglichen. Die Insolvenz von Galeria Karstadt Kaufhof 

kann dafür sogar eine Chance sein, wenn daraus ein auf die vor Ort und in der Region vorhandenen 

Bedürfnisse, Bedarfe und Nachfrager ausgerichtetes Geschäftsmodell entsteht. Das setzt ein Ende 

des Geschäftsmodells ‚Immobilienwirtschaft‘ und eine Hinwendung zu einer an gesellschaftlichen 

Bedürfnissen orientierten Warenwirtschaft voraus. 

Zentrale Rahmenbedingungen von Einzelhandelsunternehmungen haben sich gewandelt. Das 

Aufkommen eines Online-Handels hat die Wettbewerbsverhältnisse verändert und erfordert aus der 

Perspektive der Warenhausunternehmung eine Kombination von On- und Offline-Handel, den 

ökologische Logistikkonzepte in der Auslieferung begleiten. Der demografische Wandel, der einen 

höheren Anteil älterer Menschen hervorbringt, kann die Grundlage neuer Geschäftskonzepte von 

Warenhäusern werden, z.B. durch Seniorenabteilungen in Verbindung mit Großeltern-Enkel-

Shopping. Der Wandel der Werte und Normen im Zusammenspiel mit einer notwendigen sozial-

ökologischen Transformation verändert die Geschäftsgrundlagen von Einzelhandelsunternehmungen 

im Allgemeinen und Warenhausunternehmungen im Besonderen. Die Prägung vieler Städte durch 

Migrantinnen und Migranten erfordert eine der Diversität angepasste Produkt- und 

Dienstleistungspolitik. Eine Ökologisierung der Dienstleistungskonzepte von 

Warenhausunternehmungen ist zwar schon als Restrukturierungsmaßnahme angedacht gewesen (so 

z.B. als Öko-Kaufhaus in Mannheim, um eine Schließung eines Hertie-Warenhauses zu verhindern), 

aber noch nicht praktiziert worden. Derartige Konzepte könnten dem innerstädtischen Einzelhandel 

nicht nur Legitimation, sondern aufgrund der damit verknüpften Kostensenkungen für z.B. Energie 

oder durch die Erschließung von neuen Käufergruppen sogar relevante Wettbewerbsvorteile 

verschaffen. Insofern sind auch Verkaufs- und Dienstleistungskonzepte zu entwickeln, die auf 

verkaufsbegleitende Dienstleistungen (z.B. Änderungsschneiderei) und vor allem auf Reparatur, aber 

zumindest auf Recycling setzen.  

Parallel dazu gilt es alte Stärken der Betriebsform ‚Warenhaus‘ neu zu beleben. „Tausendfach alles 

unter einem Dach“ – so der Kaufhof-Werbeslogan der 1960er und 1970er Jahre – nutzte die 

Verbundeffekte unterschiedlicher Produkte und Dienstleistungen in einer räumlichen Einheit. Dafür 

ist die Kundenintegration durch ein entsprechendes kundenbezogenes Vorschlagswesen vor Ort 

erforderlich, damit Bedürfnisse, Bedarf und Nachfrage mit dem Angebot kompetent 

zusammengeführt werden können. Zudem müssten die jeweiligen lokalen Konkurrenzbedingungen in 

der Unternehmungs- und Marketingstrategie Berücksichtigung finden. Als Weiterentwicklung wäre in 

Dialogen mit unterschiedlichen Akteuren über die angemessene Einbeziehung von anderen 

Anspruchsgruppen vor Ort und in der Region zu reflektieren und diese auch zu praktizieren. Als „One-

stop-shop“ können in Warenhäusern auch öffentliche Dienstleistungen angeboten werden, wenn die 

Kommunen an Warenhäusern partizipieren. Diese sind auf die jeweils spezifischen Bedarfe vor Ort 

hin in Kombination mit einem stationären und Online-Handel auszurichten.  
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Die Qualität der Verkaufsberatung differenzierte Warenhäuser von anderen Betriebsformen und 

stellte eine Stärke dar. Diese kann qualitativ und quantitativ durch ein entsprechendes 

Personalmanagement wieder etabliert werden. Deshalb ist nicht nur das Personal aufzustocken, 

sondern auch die Ausbildung und Personalentwicklung zu forcieren. Die Anforderungen an das 

Personal werden in einem überlebensfähigen Konzept höher, weil die Beschäftigten, das untere und 

mittlere Management in lokalen und regionalen Märkten agieren (müssen) und die bedarfsgerechte 

Beschaffung der Waren und Dienstleistungen organisieren müssen. Das wäre aber zugleich eine 

Chance, (vor allem weibliche Verkaufs-) Arbeit im Einzelhandel aufzuwerten und damit auch für neue 

Zielgruppen des Arbeitsmarktes attraktiv(er) zu machen. Für die Umsetzung der Qualifizierungen 

können auch Netzwerke zu Trägern der Beschäftigungsförderung und den Arbeitsagenturen genutzt 

werden. In einer inklusiven Gesellschaft können zudem die Beschäftigungsmöglichkeiten für 

Menschen mit Beeinträchtigungen ausgelotet werden. Insofern bieten modernisierte Warenhaus-

Konzepte Möglichkeiten, Versorgung, Gleichstellung, Beschäftigungsförderung, Inklusion und 

gesellschaftliche Anerkennung von Einzelhandelsarbeit zusammen zu denken und zu praktizieren. 

In mehreren Veröffentlichungen kommunaler Verbände wurde die Bedeutung von Warenhäusern für 

städtische Räume hervorgehoben. Sie stiften für die jeweilige Kommune einen Zusatznutzen, weil sie 

das Stadtbild prägen, für eine Zentralität vor Ort sorgen, Verbundeffekte für den mittelständischen 

Einzelhandel generieren und eine Versorgung der lokalen und regionalen Bevölkerung mit Produkten 

und Dienstleistungen gewährleisten können. Sie vermeiden somit Fahrten in die Peripherie oder an 

andere Orte, die entweder unökologisch sind oder für manche Gruppen, z.B. 

mobilitätseingeschränkte Ältere, gar nicht mehr möglich sind. Bei einer entsprechenden räumlichen 

Ausstattung können sie auch das kulturelle Leben vor Ort bereichern. Aus diesem Grund ist eine 

verstärkte Partizipation der Kommune, vertreten durch die jeweilige Stadtspitze, das 

Kommunalparlament und sachverständige Bürgerinnen und Bürger, an Warenhäusern angezeigt.  

Diesem Alternativkonzept stehen mächtige Interessen entgegen, weil die Warenhäuser für 

Investoren, private wie institutionelle, attraktiv sein müssen. Diese achten primär auf 

Kapitalrenditen. Insofern ist ohne einen neuen Eigentümer keine Veränderung der misslichen Lage 

der Warenhäuser zu erwarten. Es folgt eine Krise nach der anderen. Der Staat hat schon hohe 

Summen in die Unternehmungen gesteckt. Er hat sie also faktisch schon bezahlt. Vor diesem 

Hintergrund wäre zu prüfen, ob die Insolvenz nicht eine Chance für eine neue Eigentümerstruktur ist. 

Die jeweilige Kommune, Beschäftigte und die Bürgerschaft übernehmen die Insolvenzmasse und 

überführen das Warenhaus in einen kommunalen Betrieb oder Genossenschaft, der – angeschlossen 

an eine überregional agierende Einkaufszentrale – lokale und regionale Bedarfe deckt. Dies wäre eine 

sozial-ökologische und wirtschaftlich tragfähige Alternative zu einem ‚Weiter so‘ aus staatlichen 

Krediten (ohne Absicherung?), Konzessionen der ohnehin schon niedrig bezahlten (vor allem 

weiblichen) Beschäftigten im Gegenzug für weiterhin unsichere Arbeitsplätze sowie ökologisch und 

sozial fragwürdige Verkaufskonzepte, die auf Massenkonsum statt auf die Befriedigung 

gesellschaftlicher Bedarfe setzen. 

 

 


